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Montag, 21. November 2022

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

GleichstellungsstreitanderUni
Studierende kritisierenMachtstrukturen an derUniversität Basel. Diese kämpft an verschiedenen Fronten.

Maria-Elisa Schrade

Anfang November warfen Stu-
dierende der Uni Basel ihrer
Hochschulevor, nicht genügend
gegen sexualisierte Gewalt und
Machtstrukturenvorzugehen. In
einem offenen Brief rollte das
Kollektiv Dulifera, das anonym
auf Instagram agiert, den Fall
einermutmasslich sexuellmiss-
brauchten Doktorandin von
2018 bis 2019 wieder auf, weil
dieser gemäss Dulifera nie ab-
schliessend von der Universität
aufgearbeitet worden ist. Dies
unter anderem, weil der
beschuldigteProfessornachwie
vor an derUni Basel lehrt.

Nun liegtderbzdieStellung-
nahme der Universität vor, die
sie an die Studierenden schick-
te. Auch in dieser will sich die
Hochschule nicht weiter zu be-
sagtemFall äussern.Auf alle an-
deren Kritikpunkte und Forde-
rungen der Studierenden geht
dieUni hingegen ein, indem sie
versucht, aufzuzeigen, was sie
bereits unternimmt.

FreiwilligeKurse sollenzur
Sensibilisierungbeitragen
So bietet die Uni Basel Präven-
tionskurse für mehrere Ziel-
gruppen an, wie etwa ein By-
stander-Training für Mitarbei-
tende oder ein transinklusiver
Empowerment-Kurs fürDokto-
rierende. Ausserdem will sie
2023eineKampagne lancieren,
um den Code of Conduct der
Uni sichtbarer zumachen.Dort
heisst es unter anderem: «Wir
stellen uns entschieden gegen
Diskriminierung, sexuelle Be-
lästigung,Mobbing undMacht-
missbrauch.»

Damit beauftragt ist dieKo-
ordinationsstelle für persönli-
che Integrität, doch dasKollek-
tiv Dulifera findet, diese sei
personell unterbesetzt undkön-
ne nicht unabhängig agieren.
Nun teilt dieUniversität in ihrer
Stellungnahmemit, die Verant-
wortliche halte ihre Stellenpro-
zente für angemessenundmüs-
se keine beurteilende Funktion
übernehmen.Werdewegen se-
xueller Belästigung ermittelt,
leite dieKoordinationsstelle an
Externe weiter.

Die Studierenden sind von
dieser Stellungnahme nicht
überzeugt. Laut ihrer Aussage
war vereinbart, dass ihnen eine

verbindlicheAntwortmitUnter-
schrift der Rektorin vorgelegt
wird.Nun ruderedieUniversität
zurück und sage, es handle sich
nur um einen Entwurf. Ausser-
dem seien die Trainings nicht
obligatorisch. Dass potenzielle
Täter daran teilnehmen, sei
daher fraglich.

DieStudierendenschreiben:
«Bisher könnenwir sagen, dass
wir ziemlichenttäuscht sindvon
derAntwortderUniversität.Wir

haben wenig erwartet, aber
sichermehr als das.»

Nicht thematisiert wird bei
diesemStreit hingegen,dassdie
Universität versucht, auch inan-
deren Gleichstellungsthemen
weiterzukommen, deren Um-
setzung ebenfalls beeinflusst,
wie inklusiv die Hochschule in
Zukunft tatsächlich seinwird.

DieUniversität setzt sich
fürChancengleichheit ein
AufdiesevielfältigenHerausfor-
derungen reagiert die Universi-
tät Basel unter anderem mit
einer strategischen Position zu
Gleichstellung, Diversität und
Inklusion, die bis 2030 umge-
setzt werden soll. Darin tritt die
Uni auch für die Förderung von
Chancengleichheit ein.

UmihrZiel zuerreichen,will
die Universität mehr Frauen in
die Professuren berufen, Fami-
lienfreundlichkeit und Schutz
vor Diskriminierung, Mobbing
und Machtmissbrauch aus-
bauen, Mitarbeitende und Stu-
dierende imUmgangmit unter-
schiedlichen Kulturen schulen
und Studierenden mit Beein-
trächtigungdenZugangerleich-

tern. Für die Umsetzung wurde
einAktionsplan fürdienächsten
drei Jahre ausgearbeitet.

Die Uni wird als eine der
wenigen von einer Rektorin
geleitet, dochdieGeschlechter-
zusammensetzung der Profes-
suren ist nicht ausgewogen.
Immerhinhat geradedie Immu-
nologinCarolynKing eineneue
Professur andermedizinischen
Fakultät angetreten.Ausserdem
startet Januar2023BiancaPrietl
als neue Professorin in der
Geschlechterforschung.

DerFrauenanteil klettert so-
mit auf 25 Prozent. In den letz-
ten Jahren konnte er kaum an-
gehoben werden. Grund dafür
sei vor allem, dass Professuren
nur bei Ruhestand oder Weg-
gang neu besetzt werden. Der
KommunikationsleiterMatthias
Geering schreibt: «Selbst wenn
ausschliesslich Frauen berufen
werden würden, würde es viele
Jahredauern,bisdasGeschlech-
terverhältnis ausgeglichen ist.»

Um künftig trotzdem mehr
Professorinnen zu gewinnen,
wurden die Richtlinien für das
Berufungsverfahren imvergan-
genen Jahr überarbeitet. So

muss die Universität zum Bei-
spiel aktiv nach Kandidatinnen
suchen und diese zur Bewer-
bung auffordern. Ausserdem
muss jede Berufungsliste min-
destenseineKandidatinaufden
ersten drei Plätzen enthalten.
Ein mögliches Hindernis: Bei
beiden Regelungen sind Aus-
nahmen eingebaut.

FaireLöhneund
Familienfreundlichkeit
Als wichtiges Gleichstellungs-
thema identifiziert dieUni auch
die Vereinbarkeit von Familie
undBeruf. Sie gibt an,Krippen-
plätze mit geringer Wartezeit
anbieten zu können und ihr
Betreuungsangebot fortlaufend
weiterzuentwickeln. So ist sie
derzeit unter anderem damit
beschäftigt, einen Nanny-Ser-
vice aufzubauen.

Offenbarüberzeugenall die-
se Bemühungen, denn seit ver-
gangenem Jahr ist dieUni Basel
angeblich als einzige schweize-
rische Institution für ihre Fami-
lienfreundlichkeit zertifiziert.
Seit Frühling dieses Jahres ver-
fügtdieUni ausserdemüber ein
Gütesiegel für Lohngleichheit.

Uni Basel: Nicht alle Studierenden sind zufrieden mit den Gleichstellungsbemühungen ihrer Hochschule. Bild: Juri Junkov/Archiv

«Wirhaben
wenigvonder
Stellungnah-
meerwartet,
aber sicher
mehralsdas.»

KollektivDulifera

Biozentrum:GrossratkonfrontiertRegierungmitFragekatalog
Oliver Thommen von denGrünen istmit der Stellungnahme zumBericht der Untersuchungskommission gar nicht glücklich.

AndreasMöckli

Grossrat Oliver Thommen ist
mit der Basler Regierung gar
nicht zufrieden. Der Grünen-
Politiker ärgert sich über die
Antwort der Exekutive auf
den Bericht der Parlamentari-
schen Untersuchungskommis-
sion (PUK)zumNeubaudesBio-
zentrums.Anhandvonweitüber
30 Fragen bekundet Thommen
seinenUnmut.

Anlass der Kritik des PUK-
Mitglieds ist die Art undWeise

der regierungsrätlichen Kom-
munikation. Diese entschied
sich, ihre Stellungnahme zum
PUK-Bericht einen Tag vor der
Debatte im Grossen Rat zu
verschickenunddannwährend
dieser vorzulesen (die bz be-
richtete). Oliver Thommen
hätte sich gewünscht, dass die
Differenzen zwischen der PUK
und der Regierung im Vorfeld
bereinigt worden wären. Im
Anschlusswäre sodie Stellung-
nahme dem Bericht der
Untersuchungskommission an-

gefügt worden und hätte damit
in die Debatte im Grossen Rat
fliessen können.

Eineweitere inhaltlicheStel-
lungnahme oder Diskussion zu
den Voten im Parlament habe
daher nicht stattgefunden, was
Thommenbedauert.DerGrüne
fürchtet, dass die knappe Stel-
lungnahme der Regierung und
entsprechende mediale Aussa-
gen die umfangreichen Vorhal-
tungen der Untersuchungs-
kommission nicht ausreichend
beantworteten.

Thommenwill nun von der Re-
gierung etwa wissen, weshalb
diese sich nicht während des
rechtlichenGehörsmitdenVor-
würfenderPUKauseinanderge-
setzt habe. Schliesslich weise
der Regierungsrat in seiner
Stellungnahme viele Feststel-
lungen zurück oder erkläre sie
als falsch.

DerGrossrat fragtdieRegie-
rung zudem, wann sie mit der
Ausarbeitung der Stellungnah-
me begonnen habe und welche
Einheiten innerhalbderVerwal-

tung involviert gewesen seien.
Thommen interessieren auch
die Kosten, die im Zusammen-
hangmit derKommunikations-
beratung fürdie Stellungnahme
entstanden sind.

Regierungverheddert sich
inWidersprüche
Thommen verweist auch auf
WidersprüchederRegierung.So
habediese in ihrer Stellungnah-
me festgehalten,dassdieöffent-
licheDebatte zueinerparlamen-
tarischen Untersuchung nicht

über Medienkonferenzen ge-
führt werden soll. Gleichzeitig
habe der Regierungsrat seine
eigene Analyse an einer Me-
dienkonferenzEndeSeptember
vorgelegt.

Schliesslich will Thommen
von der Regierung detailliert
wissen,weshalb er einzelneKri-
tikpunkte der PUKzurückweist.
Dabei geht es ihm etwa um die
mangelndePlanungundProjekt-
organisation, das Pflichtenheft
desLenkungsausschusses sowie
diverse Finanzierungsfragen.

Taxifahrer-Mörder
istweiterhin
aufderFlucht

Tötungsdelikt AnderPeter-Me-
rian-Strasse inBasel, unweit des
Bahnhofs SBB, wurde am ver-
gangenen Freitag ein 49-jähri-
ger Mann getötet. Es handelte
sich um einen Taxifahrer, wie
die Polizei am Samstag mitteil-
te. Laut ihren Erkenntnissen
kam es um 18.30 Uhr im Taxi,
das inderPeter-Merian-Strasse
stand, zueinerAuseinanderset-
zung zwischen dem Fahrer und
einer zweitenPerson.DerTäter
stach mit einer Stichwaffe auf
sein Opfer ein. Der 49-Jährige
verstarbnochanOrt.DieReani-
mationsversuche der Sanität
blieben erfolglos.

DerTäter rannte lautPolizei
nachderTat inRichtungNauen-
strasse.Trotz einer sofort einge-
leiteten Fahndung konnte er
entkommen; es wird weiterhin
nach ihmgesucht.

Kriminalpolizeihat eine
Sonderkommissiongebildet
DasSignalement:Mannmitkur-
zen Haaren, zirka 1,75 bis 1,80
Meter gross, spricht Schweizer-
deutsch. Zur Tatzeit trug er
dunkleKleider,Turnschuheund
einen Rucksack. Die Kriminal-
polizei hat eine Sonderkommis-
sioneingesetzt, diebereitsmeh-
rere Personen befragt hat.

Wer etwas Verdächtiges ge-
sehenhat,wirdgebeten, sichbei
der Basler Staatsanwaltschaft
oder auf dem nächsten Polizei-
posten zumelden. (bz)

Neonazis klettern
aufBahnhofsdach
Störaktion MehrereVermumm-
te kletterten am Sonntag um
11.30 Uhr auf das Dach der
SchalterhalledesBahnhofs SBB
inBasel. Sie entzündetenPetar-
denundentrollteneinTranspa-
rent, das vomCentralbahnplatz
aus zu sehen war. Wie «20 Mi-
nuten» berichtet, handelte es
sich um Aktivisten der «Jungen
Tat», einer rechtsextremem Ju-
gendorganisation. Laut Kan-
tonspolizei Basel-Stadt wurden
sechs Personen in Gewahrsam
genommen.Weil sie sichgewei-
gert hätten, ihre Gesichtsver-
mummungabzulegen, seien sie
auf die Wache mitgenommen
worden. Ihnen drohe Anzeige
wegen Hausfriedensbruch und
weitererDelikte. (bz)


